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Drucksache VI/982 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1970 

IIT/1 — 68070 — E — Gr 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wettbewerbspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung 
von Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages auf Gruppen von 
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimm- 
ten Verhaltensweisen 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 17. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Mai 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidrucfcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Anwendung von Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages 
auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 87, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Erklärung der Nichtanwendbarkeit des Arti- 
kels 85 Absatz (1) des Vertrages kann sich nach 
Artikel 85 Absatz (3) auf Gruppen von Vereinbarun- 
gen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten 
Verhaltensweisen beziehen, die den in diesen Be- 
stimmungen genannten Voraussetzungen entspre- 
chen. 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 85 
Absatz (3) müssen durch Verordnung auf der Grund- 
lage des Artikels 87 erlassen werden. 

Die Schaffung eines Gemeinsamen Marktes macht 
eine Anpassung der Unternehmen an die Verhält- 
nisse dieses größeren Marktes erforderlich. Ein ge- 
eignetes Mittel zur Anpassung ist die Kooperation 
zwischen Unternehmen. 

Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander ab- 
gestimmte Verhaltensweisen über eine Kooperation 
zwischen Unternehmen, die es diesen ermöglichen, 
rationeller zu arbeiten und ihre Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit dem größeren Markt anzu- 
passen, können, soweit sie unter das Verbot des 
Artikels 85 Absatz (1) fallen, unter bestimmten Vor- j 
aussetzungen davon ausgenommen werden. Dafür 1 
besteht besonders ein Bedürfnis bei Vereinbarun- ! 
gen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten j 
Verhaltensweisen auf dem Gebiete der Forschung ’ 
und Entwicklung einschließlich deren Verwertung, | 
der Normung und Typisierung, sowie der Speziali- I 
sierung und des gemeinsamen Ein- oder Verkaufs. 

Es ist zweckdienlich, die Kommission in die Lage 
zu versetzen, auf Gruppen von solchen Vereinba- 
rungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten 
Verhaltensweisen den Artikel 85 Absatz (1) durch j 
Verordnung für nicht anwendbar zu erklären, um 
den Unternehmen eine wirtschaftlich erwünschte 
und wettbewerbspolitisch unbedenkliche Koopera- 
tion zu erleichtern. 

Es ist erforderlich, die Voraussetzungen, unter ' 
denen die Kommission diese Befugnis in enger und 


stetiger Verbindung mit den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten ausüben kann, näher zu bestim- 
men. 

Nach Artikel 6 der Verordnung Nr. 17 kann die 
Kommission bestimmen, daß eine Erklärung nach 
Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages rückwirkende 
Kraft hat; es ist angebracht, daß die Kommission 
eine solche Bestimmung auch in einer Verordnung 
treffen kann. 

Nach Artikel 7 der Verordnung Nr. 17 können 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen insbesondere dann durch 
Entscheidung der Kommission von dem Verbot frei- 
gestellt werden, wenn sie derart geändert werden, 
daß sie die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Artikels 85 Absatz (3) erfüllen; es ist ange- 
bracht, daß die Kommission diesen Vereinbarungen, 
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhal- 
tensweisen durch Verordnung die gleiche Vergün- 
stigung gewähren kann, wenn sie in der Weise 
abgeändert werden, daß sie unter eine in einer frei- 
stellenden Verordnung festgelegte Gruppe fallen. 

Da nicht ausgeschlossen werden kann, daß im 
Einzelfall die in Artikel 85 Absatz (3) aufgezählten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, muß die Kom- 
mission die Möglichkeit haben, diesen Fall durch 
Entscheidung gemäß Verordnung Nr. 17 mit Wir- 
kung für die Zukunft regeln — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unbeschadet der Anwendung der Verordnung Nr. 
17 des Rates kann die Kommission gemäß Artikel 85 
Absatz (3) des Vertrages durch Verordnung Artikel 
85 Absatz (1) auf Gruppen von Vereinbarungen von 
Unternehmen, Beschlüssen von Unternehmensver- 
einigungen und aufeinander abgestimmten Verhal- 
tensweisen für nicht anwendbar erklären, die zum 
Gegenstand haben: 

a) die Anwendung von Normen und Typen, 

b) die Forschung und Entwicklung sowie die Ver- 
wertung der Forschungsergebnisse einschließlich 
der Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen über gewerb- 
liche Schutzrechte und geheimes technisches 
Wissen, 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 13 
vom 21. Februar 1962, S. 204/62 
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c) die Spezialisierung, 

d) den gemeinsamen Einkauf, 

e) den gemeinsamen Verkauf. 

Artikel 2 

Die Verordnung muß eine Beschreibung der Grup- 
pen von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufein- 
ander abgesfimmten Verhaltensweisen enthalten, 
auf die sie Anwendung findet, und insbesondere 
bestimmen: 

a) die Beschränkung oder die Bestimmungen, die in 
den Vereinbarungen, Beschlüssen und Verhal- 
tensweisen enthalten oder nicht enthalten sein 
dürfen; 

b) die Bestimmungen, die in den Vereinbarungen, 
Beschlüssen und Verhaltensweisen enthalten 
sein müssen, oder die sonstigen Voraussetzun- 
gen, die erfüllt sein müssen. 

Artikel 3 

(1) Eine Verordnung auf Grund des Artikels 1 
wird für einen bestimmten Zeitraum erlassen. 

(2) Sie kann aufgehoben oder geändert werden, 
wenn sich die Verhältnisse in einem Punkt geändert 
haben, der für den Erlaß der Verordnung wesentlich 
war; in diesem Fall wird eine Anpassungsfrist für 
die unter die ursprüngliche Verordnung fallenden 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweisen bestimmt. 

Artikel 4 

In einer auf Grund des Artikels 1 erlassenen Ver- 
ordnung kann bestimmt werden, daß sie mit rück- 
wirkender Kraft für Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen gilt, 
für die am Tage des Inkrafttretens der Verordnung 
eine Erklärung mit rückwirkender Kraft nach Arti- 
kel 6 der Verordnung Nr. 17 hätte abgegeben wer- 
den können. 

Artikel 5 

(1) In einer auf Grund des Artikels 1 erlassenen 
Verordnung kann bestimmt werden, daß das Verbot 
des Artikels 85 Absatz (1) des Vertrages für einen 
in der Verordnung festgesetzten Zeitraum nicht für 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen gilt, die am 13. März 
1962 bestanden haben und die Voraussetzungen des 
Artikels 85 Absatz (3) nicht erfüllen, wenn 

— sie binnen drei Monaten nach Inkrafttreten der 
Verordnung derart abgeändert werden, daß sie 
diese Voraussetzungen gemäß den Bestimmun- 
gen der Verordnung erfüllen, und 


— die Abänderungen der Kommission innerhalb 
einer in der Verordnung festgesetzten Frist mit- 
geteilt werden. 

(2) Für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmte Verhaltensweisen, die nach Ar- 

: tikel 5 der Verordnung Nr. 17 vor dem 1. Februar 
1963 anzumelden waren, gilt Absatz (1) nur, wenn 
sie vor diesem Zeitpunkt angemeldet worden sind. 

(3) In Rechtsstreitigkeiten, die bei Inkrafttreten 
einer auf Grund des Artikels 1 erlassenen Verord- 
nung anhängig sind, können die auf Grund von Ab- 
satz (1) ergangenen Bestimmungen nicht geltend 
gemacht werden; auch zur Begründung von Scha- 
densersatzansprüchen gegen Dritte können sie nicht 
geltend gemacht werden. 

Artikel 6 

Vor Erlaß einer Verordnung veröffentlicht die 
Kommission den Verordnungsentwurf mit der Auf- 
forderung an alle Betroffenen, insbesondere die 
europäischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorga- 
i nisationen, ihr innerhalb einer Frist, die sie auf min- 
i destens einen Monat festsetzt, Bemerkungen mit- 
; Zuteilen. 

Artikel 7 

(1) Die Kommission hört den Beratenden Aus- 
schuß für Kartell- und Monopolfragen an 

a) bevor sie einen Verordnungsentwurf veröffent- 
licht, 

b) bevor sie eine Verordnung erläßt. 

(2) Artikel 10 Absätze (5) und (6) der Verordnung 
Nr. 17 betreffend die Anhörung des Beratenden 
Ausschusses sind mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, daß die gemeinsamen Sitzungen mit 
der Kommission frühestens einen Monat nach Ab- 
sendung der Einladung stattfinden. 

Artikel 8 

Stellt die Kommission von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Mitgliedstaats oder von Personen oder 
Personenvereinigungen, die ein berechtigtes Inter- 
esse geltend machen, fest, daß im Einzelfall Verein- 
barungen, Beschlüsse oder aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen, die unter eine auf Grund des 
Artikels 1 erlassene Verordnung fallen, gleichwohl 
Wirkungen haben, die mit den in Artikel 85 Ab- 
satz (3) des Vertrages vorgesehenen Voraussetzun- 
gen unvereinbar sind, so kann sie unter Entzug des 
Vorteils der Anwendung der Verordnung eine Er- 
klärung nach den Artikeln 6 und 8 der Verordnung 
Nr. 17 abgeben, ohne daß es einer Anmeldung nach 
Artikel 4 Absatz (1) der Verordnung Nr. 17 bedarf. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 17 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 87, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 
1962 sieht nach Artikel 4 Absatz 2 für bestimmte 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen eine Ausnahme von der 
in Artikel 4 Absatz 1 vorgeschriebenen Anmeldung 
vor. 

Die Schaffung eines Gemeinsamen Marktes macht 
eine Anpassung der Unternehmen an die Verhält- 
nisse dieses größeren Marktes erforderlich. Die 
Kooperation zwischen Unternehmen kann ein ge- 
eignetes Mittel zur Anpassung sein. Es erscheint 
insbesondere angebracht, die Zusammenarbeit bei 
der Forschung und Entwicklung und den Abschluß 
von Spezialisierungsabsprachen, die die Wirksam- 
keit des Wettbewerbs nicht beeinträchtigen, zu er- 
leichtern. 

Diese Kooperation wird erleichtert, wenn die be- 
treffenden Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmten Verhaltensweisen nicht mehr 
anzumelden sind. 

Bei der Befreiung von der Anmeldung ist sowohl 
dem Bedürfnis der Unternehmen nach Erleichterung 
ihrer Zusammenarbeit als auch dem Erfordernis 
einer wirksamen Überwachung Rechnung zu tragen, 
insbesondere dürfen nicht solche Vereinbarungen 
von der Anmeldung ausgenommen werden, die mit 
den Zielen des Gemeinsamen Marktes unvereinbar 
sind. 

Vereinbarungen, Besdilüsse und aufeinander ab- 
gestimmte Verhaltensweisen, die lediglich die ge- 
meinsame Forschung und Entwicklung betreffen, 
sind, soweit sie den Wettbewerb überhaupt ein- 
schränken, wettbewerbspolitisch unbedenklich. 

Spezialisierungsvereinbarungen können zu einer 
Verbesserung der Warenerzeugung oder Warenver- 
teilung beitragen. Eine Beeinträchtigung der Funk- 
tionsfähigkeit des Wettbewerbs ist im allgemeinen 
nicht zu befürchten, wenn die beteiligten Unterneh- 
men bezüglich der spezialisierten Erzeugnisse einen 
bestimmten Marktanteil nicht überschreiten. Solche 
Vereinbarungen können daher in der Regel vom 
Verbot des Artikels 85 Absatz (1) des Vertrages 
gemäß Absatz (3) freigestellt werden. 

Es ist daher zweckmäßig, Artikel 4 Absatz (2) der 
Verordnung Nr. 17 vom 6. Februar 1962 zu ändern. 


und Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen über die gemein- 
same Forschung und Entwicklung, soweit sie über- 
haupt wettbewerbseinschränkend sind, und be- 
stimmte Spezialisierungsabsprachen von der An- 
meldebedürftigkeit auszunehmen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 erhält 
folgende Fassung: 

„2. Absatz (1) gilt nicht für Vereibarungen, Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmte Verhal- 
tensweisen, wenn 

1) .... (unverändert) 

2) .... (unverändert) 

3) sie lediglich zum Gegenstand haben*. 

a) .... (unverändert) 

b) die gemeinsame Forschung und Entwick- 
lung, 

c) die Verpflichtung, Erzeugnisse, deren 
Herstellung den anderen beteiligten Un- 
ternehmen zum Zwecke der Spezialisie- 
rung überlassen ist, während der Dauer 
der Vereinbarung, des Beschlusses oder 
der Verhaltensweise weder herzustellen 
noch von dritten Unternehmen hersteilen 
zu lassen, wenn die Erzeugnisse, die 
Gegenstand der Vereinbarung, des Be- 
schlusses oder der Verhaltensweise sind, 
im Gemeinsamen Markt oder einem 
wesentlichen Teil desselben nicht mehr 
als 10 vom Hundert des Umsatzes mit 
gleichen Erzeugnissen oder solchen, die 
für den Verbraucher als gleichartig an- 
zusehen sind, ausmachen. Als wesentli- 
cher Teil des Gemeinsamen Marktes ist 
jedenfalls das Gebiet des Königreichs 
Belgien, des Großherzogtums Luxemburg 
und des Königreichs der Niederlande zu- 
sammen oder das eines jeden anderen 
Mitgliedstaates anzusehen. 

Mit der Spezialisierungsverpflichtung 
darf auch die Verpflichtung verbunden 
sein, andere beteiligte Unternehmen mit 
Erzeugnissen zu beliefern, die unter die 
Spezialisierung fallen, oder solche Er- 
zeugnisse ausschließlich von beteiligten 
Unternehmen zu beziehen." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 13 
vom 21. Februar 1962, S. 204/62 


Brüssel, den . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
4 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 982 


Begründung 


Zur Anpassung der Unternehmen des Gemeinsamen 
Marktes an die Dimensionen des größeren Marktes 
und den immer stärker werdenden Wettbewerb auf 
den Weltmärkten ist häufig eine Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen erforderlich^). Die Kommis- 
sion hat daher mehrfach erklärt^), daß eine wirt- 
schaftlich wünschenswerte und wettbewerbspolitisch 
unbedenkliche Zusammenarbeit zwischen den Unter- 
nehmen gefördert werden müsse, und bereits einige 
Maßnahmen ergriffen, um die Kooperation zu er- 
leichtern. 

— 1968 hat sie die „Bekanntmachung über Verein- 
barungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen, die eine zwischen- 
betriebliche Zusammenarbeit betreffen" ver- 
öffentlicht 3), Darin hat sie Vereinbarungen^) auf- 
geführt, die nach ihrer Auffassung nicht unter 
Artikel 85 Absatz (1) des Vertrages fallen, da sie 
ihrer Natur nach nicht als Wettbewerbsein- 
schränkungen anzusehen sind. Sie hat darin 
weiter erklärt, daß sie eine zwischenbetriebliche 
Zusammenarbeit zwischen kleinen und mittleren 
Unternehmen begrüße, soweit diese dadurch in 
die Lage versetzt würden, rationeller zu arbei- 
ten und ihre Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit zu verstärken; auch die Kooperation zwi- 
schen großen Unternehmen könne wirtschaftlich 
sinnvoll und wettbewerbspolitisch unbedenklich 
sein. 

— - 1970 hat sie die „Bekanntmachung über Verein- 
barungen von geringer Bedeutung, die nicht 
unter Artikel 85 Absatz (1) des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft fallen", veröffentlicht^). Darin sind Ver- 
einbarungen umschrieben, die nicht unter Artikel 
85 Absatz (1) des Vertrages fallen, weil sie den 
Handel zwischen Mitgliedstaalen und den Wett- 
bewerb nur geringfügig, das heißt „nicht spür- 
bar" beeinträchtigen. Diese Bekanntmachung er- 
leichtert insbesondere die Zusammenarbeit zwi- 
schen kleinen und mittleren Unternehmen. 

Durch diese beiden Bekanntmachungen ist eine weit- 
gehende Abgrenzung des Anwendungsbereichs des 
Artikels 85 Absatz (1) des Vertrages zugunsten einer 
wettbewerbspolitisch unbedenklichen Kooperation 
vorgenommen worden. 

Außerdem ist die Kommission im Bereich des Arti- 
kels 85 Absatz (3) tätig geworden: 

— 1967 hat sie aufgrund der Verordnung Nr. 19/65/ 
EWGö) die Verordnung Nr. 67/67/EWG7) erlas- 
sen. Durch sie sind Gruppen von Alleinvertriebs- 
vereinbarungen, die keine anderen als die in der 
Verordnung zugelassenen Wettbewerbsein- 
schränkungen enthalten und die dort genannten 
Voraussetzungen erfüllen, freigestellt worden. 
Diese Verordnung hat sich auf dem Gebiet der 
vertikalen Kooperation sehr günstig ausgewirkt. 

— Die Kommission hat einige Entscheidungen im 
Bereich der horizontalen Kooperation erlassen, 


durch die Vereinbarungen vom Verbot des Arti- 
kels 85 Absatz (1) gemäß Absatz (3) freigestellt 
worden sind. Es handelt sich um die Entschei- 
dungen 

ACEC-Berliet ^) betr. gemeinsame Forschung 
und Entwicklung 

sowie Verwertung der Forschungsergebnisse 
und Spezialisierung, 

JAZ-Peter ^) betr. Spezialisierung, 

Clima Chappee-Buderus ^^) betr. Spezialisie- 
rung, 

Machines-Outils ^^) betr. Spezialisierung und 
gemeinsamen Verkauf. 

Um die horizontale Zusammenarbeit der Unterneh- 
men nachhaltig zu fördern, müssen aber über diese 
Einzelentscheidungen hinaus generelle Maßnahmen 
getroffen werden, durch die das Verfahren verein- 
facht wird und klare Regeln dafür aufgestellt wer- 
den, unter welchen Voraussetzungen Kooperations- 
vereinbarungen vom Kartellverbot freigestellt wer- 
den können. 

Die Kommission hat schon in ihrem „Zweiten Ge- 
samtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaf- 
ten ^^) erklärt, daß sie beabsichtige, ihre bisherigen 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Kooperation 
„durch weitere Einzelentscheidungen, durch Verord- 
nungen und eventuell auch Gruppenfreistellungen 
zu ergänzen". 


1) Das ergibt sich u. a. aus dem Memorandum der Kom- 
mission an den Rat über die Industriepolitik der Ge- 
meinschaft, Dokument KOM (70) 100. 

2) Rede von Herrn Sassen vor dem Europ. Parlament am 
30. November 1967, 1. Gesamtbericht Ziff. 60, 3. Ge- 
samtbericht Ziffer 29 u. a. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 75 
vom 29. Juli 1968, berichtigt durch Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. C 84 vom 28. August 
1968 in der französischen und niederländischen Fas- 
sung und durch Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 93 vom 18. September 1968 in der 
deutschen und italienischen Fassung 

4) Mit „Vereinbarungen" sind „Vereinbarungen" Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltens- 
weisen" gemeint. 

•'>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

(zur Zeit noch nicht veröffentlicht) 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 36 
vom 6. März 1965, S. 533/65 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 57 
vom 25. März 1967, S. 849/67 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 12. August 1968, S. 7 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 7. August 1969, S. 5 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 7. August 1969, S. 1 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 12. August 1968, S. 1 

12) Ziffer 22 
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Der Rat hat sich in seinem „Zweiten Programm für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik" für Maßnah- 
men ausgesprochen, die dazu führen, daß eine wün- 
schenswerte Kooperation zwischen den Unterneh- 
men nicht verzögert wird und diese nicht von Ab- 
kommen abgehalten werden, die zur Verbesserung 
der Produktions- und Handelsstruktur beitragen. 
Die französische Regierung hat darauf hingewie- 
sen daß eine engere Zusammenarbeit zwischen 
den Unternehmen der Mitgliedstaaten gefördert und 
die Einführung entsprechender Vorschriften be- 
schleunigt werden müsse. Auch das Europäische 
Parlament hat sich für eine „volkswirtschaftlich nütz- 
liche" oder „volkswirtschaftlich erwünschte" Koope- 
ration ausgesprochen 

Es werden daher hiermit vorgelegt: 

— der Entwurf einer Verordnung, durch die die 
Kommission zum Erlaß weiterer Gruppenfrei- 
stellungsverordnungen ermächtigt werden soll, 
und 

— der Entwurf einer Verordnung, durch die die Be- 
freiung von der Anmeldebedürftigkeit auf wei- 
tere Vereinbarungen ausgedehnt werden soll. 

Die Ausdehnung der Nichtmeldebedürftigkeit hat 
den Vorteil, daß eine solche Verordnung schneller 
erlassen werden kann als eine Gruppenfreistellungs- 
verordnung der Kommission, der eine Ermächti- 
gungsverordnung des Rates vorangehen muß. Au- 
ßerdem kann eine Formvorschrift (Befreiung von 
der Anmeldung) einfacher gefaßt werden als eine 
materielle Vorschrift (Gruppenfreistellung). Es muß 
jedoch vermieden werden, daß auch Kartelle, die 
im allgemeinen für das Funktionieren und die Ent- 
wicklung des Gemeinsamen Marktes nachteilig 
sind^^’), von der Anmeldung befreit werden. Das ist 
um so notwendiger, als nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften^^) 
nicht meidebedürftige Vereinbarungen solange voll 
wirksam sind, wie ihre Nichtigkeit nicht festgestellt 
ist. 

Die Entwürfe sind auf der 21. und 22. Konferenz der 
Kartellsachverständigen der Mitgliedstaaten be- 
raten worden. Die Kartellsachverständigen haben 
grundsätzlich zugestimmt. Auch die auf EWG-Ebene 
tätigen Verbände haben sich für den Erlaß solcher 
Verordnungen ausgesprochen. 

Zum Entwurf einer Ermächtigungsverordnung 

Der Rat kann die Kommission ermächtigen, be- 
stimmte Gruppen von Vereinbarungen durch Ver- 
ordnung freizustellen. Er setzt damit den Rahmen 
für die Tätigkeit der Kommission, überläßt es aber 
dieser, die Voraussetzungen festzulegen, die eine 
Vereinbarung erfüllen muß, damit ihr die Gruppen- 
freistellung zugute kommt ^^). Anläßlich der Bera- 
tung des Entwurfs der ersten Ermächtigungsverord- 
nung ^®) ist zum Ausdruck gekommen ^^), daß der 
Rat zu gegebener Zeit Vorschläge in Erwägung zie- 
hen wird, die die Kommission für andere Gruppen 
von Vereinbarungen unterbreitet, deren Freistellung 


von Artikel 85 Absatz (1) des Vertrages ihr an- 
gebracht erscheint. Dieser Zeitpunkt ist jetzt ge- 
kommen. 

Der Entwurf sieht vor, zum Zwecke der Erleichte- 
rung der Kooperation die Kommission zu ermächti- 
gen, Gruppenfreistellungsverordnungen auf den Ge- 
bieten 

der Forschung, Entwicklung und der Verwertung 
ihrer Ergebnisse, 
der Normung und Typisierung, 
der Spezialisierung, 
des gemeinsamen Einkaufs und 
des gemeisamen Verkaufs 
zu erlassen. 

Der Entwurf lehnt sich, soweit möglich, an die erste 
Ermächtigungsverordnung Nr. 19/65/EWG (4) an. 

Die bereits in der Verordnung Nr. 19/65/EWG ent- 
haltenen Bestimmungen über 

— Dauer, Aufhebung und Änderung sowie Rück- 
wirkung der Verordnung (Artikel 2 und 3), 

— die Nichtgeltung des Kartellverbots für Altkar- 
telle (Artikel 4), 

— die Aufhebung der Gruppenfreistellung im Ein- 
zelfall (Artikel 7) 

sowie 

— die verfahrensmäßigen Vorschriften (Artikel 5 
und 6 über die Veröffentlichung des Entwurfs 
und Anhörung des Beratenden Ausschusses für 
Kartell- und Monopolfragen) 

können unverändert übernommen werden. 

Es ist, davon abgesehen, die Kommission zur Vor- 
lage eines Änderungsvorschlages innerhalb einer 
bestimmten Frist zu verpflichten, wie es in Artikel 8 


^‘9 Dokument 69/157/EWG, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 129 vom 30. Mai 1969 
14) Memorandum der Ständigen Vertretung Frankreichs 
bei den Europäischen Gemeinschaften vom 27. Januar 
1969 (Dok. R/163/69 RC 2 vom 31. Januar 1969) 

^''>) Dok. EP 17861 endg. vom 24. Juli 1967, Dichgans- 
Bericht, 

Dok. EP 18271 vom 25. September 1967, Merchier- 
Bericht, 

Dok. EP 197 vom 2. Februar 1970, Berkhouwer-Bericht 
Entschließung des Europ. Parlaments, Amtsblatt der 
i Europäischen Gemeinschaften Nr. C 72/37 vom 19. Juli 

I 1968 

16) Vgl. vierter Erwägungsgrund der Verordnung Nr. 17 

17) Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Gemein- 
I schäften vom 18. März 1970 in der Rechtssache 43/69 

Bilger ./. Jehle 

1'^) Vgl. Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Ge- 
meinschaften in der Rechtssache 32/65 (Ital. Regierung 
J. Rat und Kommission, Rspr. EuGH XII, 458 
16) VO Nr. 19/65/EWG vom 2. März 1965 über die An- 
wendung von Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages auf 
Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweisen 

^6) Dokument des Rates 2/33/65 (RC 4) vom 26. Januar 
i 1965 
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VO 19/65 geschehen ist, da die Kommission sowieso 
jederzeit einen Änderungsvorschlag vorlegen kann. 

Ferner ist die Erwägung aus der VO 19/65/EWG, 
daß die Kommission vor Erlaß einer Verordnung 
aufgrund von Einzelentscheidungen ausreichende 
Erfahrungen gesammelt haben muß, nicht übernom- 
men, weil nicht vorauszusehen ist, ob genügend 
Testfälle vorliegen werden. Solche werden insbe- 
sondere auf den Gebieten fehlen, auf denen eine 
Meldebedürftigkeit nicht besteht oder in Zukunft 
aufgehoben wird. 


Zum Vorschlag einer Änderungsverordnung zur 
VO Nr. 17 

Die Befreiung bestimmter Kooperationsvereinbarun- 
gen von der in Artikel 4 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 17 vorgesehenen Anmeldebedürftigkeit trägt 
wesentlich dazu bei, die Zusammenarbeit von Unter- 
nehmen zu erleichtern und den Abschluß wirtschaft- 
lich wünschenswerter Kooperationsvereinbarungen 
zu fördern. Durch die Befreiung von der Anmeldung 
wird die Frage der Gültigkeit der Vereinbarungen “^) 
nach Artikel 85 nicht präjudiziert --). 

I. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 b der Ver- 
ordnung Nr. 17 sind Vereinbarungen nicht anzu- 
melden, die „lediglich zum Gegenstand haben: . . . 
b. die gemeinsame Forschung für technische Verbes- 
serungen, wenn das Ergebnis allen Beteiligten zu- 
gänglich ist und von allen Beteiligten ausgenutzt 
werden darf". Es erscheint zweckmäßig, in Anpas- 
sung an die heutige Terminologie die Worte „ge- 
meinsame Forschung für technische Verbesserun- 
gen" zu ersetzen durch die Worte „gemeinsame 
Forschung und Entwicklung". 

Im übrigen lassen die Erfahrungen erkennen, daß 
die bisherige Fassung des mit dem Wort „wenn" 
beginnenden Teilsatzes den heutigen Erkenntnissen 
nicht mehr entspricht. Sie betrifft Vereinbarungen, 
die nicht als Wettbewerbseinschränkungen ange- 
sehen werden können. Die zweite Hälfte des Teil- 
satzes bezieht sich im übrigen auf die Verwertung 
von Forschungs- und Entwicklungsergebnissen, die 
außerhalb der gemeinsamen Forschung und Ent- 
wicklung steht. Es ist daher erforderlich, den TeiT 
satz „wenn das Ergebnis allen Beteiligten zugäng- 
lich ist und von allen Beteiligten ausgenutzt werden 
darf" zu streichen und die neue Fassung auf Verein- 
barungen über gemeinsame Forschung und Entwick- 
lung unter Ausschluß der gemeinsamen Verwertung 
ihrer Ergebnisse zu beschränken. 

Wenn auch im allgemeinen Vereinbarungen, auf 
einem Gebiet gemeinsam zu forschen oder die For- 
schungsergebnisse bis zur Produktionsreife gemein- 
sam zu entwickeln, die Wettbewerbssituation nicht 
berühren-'^), kann im Einzelfall doch nicht ausge- 
schlossen werden, daß eine Wettbewerbseinschrän- 
kung bewirkt wird. Es liegt daher im Interesse der 


Unternehmen, die Befreiung von der Anmeldebe- 
dürftigkeit für Vereinbarungen über gemeinsame 
Forschung und Entwicklung beizubehalten, um eine 
rückwirkende Anwendung der Bestimmungen des 
Artikels 85 Absatz 3 auch ohne Anmeldung zu 
ermöglichen. 

Die Neufassung bewahrt die Unternehmen davor, 
daß ihre Vereinbarungen auf dem Gebiete der For- 
schung und Entwicklung, wenn sie ausnahmsweise 
den Wettbewerb einschränken, mangels Anmeldung 
nichtig sind. 

IL 

Artikel 4 Absatz 2 soll einen neuen Unterabsatz 3 c) 
erhalten, der vorsieht, daß bestimmte Spezialisie- 
rungsvereinbarungen nicht meldebedürftig sind, weil 
die Spezialisierung im besonderen Maße geeignet 
ist, die Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen zu stärken und ihre Anpassung 
an die Erfordernisse eines größeren Marktes durch 
Zusammenarbeit über die Grenzen der Mitglied- 
staaten hinweg zu fördern. 

Es können aber nur solche Spezialisierungsverein- 
barungen von der Anmeldebedürftigkeit ausgenom- 
men werden, die mit großer Sicherheit den Wettbe- 
werb innerhalb des Gemeinsamen Marktes nicht 
übermäßig einschränken. Das ist der Fall, wenn die 
beteiligten Unternehmen einen bestimmten Markt- 
anteil nicht überschreiten. Dieser wird üblicherweise 
auf dem relevanten Markt gemessen. Sachlich rele- 
vanter Markt ist der Markt gleicher oder gleich- 
artiger Erzeugnisse, d. h. solcher Erzeugnisse, die 
für den Verbraucher aufgrund ihrer Eigenschaften, 
ihres Verwendungszweckes und ihrer Preislage als 
gleichartig anzusehen sind^’'^). Der räumlich rele- 
vante Markt braucht nicht genau bestimmt zu wer- 
den. Es genügt zur Aufrechterhaltung eines wirk- 
samen Wettbewerbs festzustellen, daß im Gemein- 
samen Markt oder einem wesentlichen Teil des- 
selben ein Marktanteil von 10 ‘^/o nicht überschritten 
wird. Um die Ermittlungen des wesentlichen Teils 
des Gemeinsamen Marktes zu erleichtern, ist vorge- 
sehen, daß auf jeden Fall das ganze Gebiet eines 
Mitgliedstaats als wesentlicher Teil anzusehen ist. 
Dabei soll der Benelux-Markt als Einheit angesehen 
werden, um zu gleichgewichtigeren Räumen zu 
kommen. 

Bei der Festlegung der Höhe des Marktanteils ist 
von folgenden Erwägungen ausgegangen: Speziali- 
sierungsabsprachen bezwecken, daß ein Unterneh- 
men einen Teil seiner Produktion zugunsten eines 
I anderen aufgibt und einen anderen Teil seiner Pro- 
I duktion intensiviert. Sie führen also zu einer Kon- 
zentration der Produktion und können auf den 


21) Mit „Vereinbarungen" sind „Vereinbarungen, Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltens- 
weisen" gemeint. 

22) Vgl. fünfter Erwägungsgrund der Verordnung Nr. 17 

23) Bekanntmachung (vgl. Seite 1 Anm. 3) Ziffer 3 

2^ Vgl. Artikel 6 Absatz 1 a der Verordnung Nr. 67/67/ 
EWG 
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Märkten, auf denen sich die Spezialisierungsverein- 
barung auswirkt, ähnliche Wirkungen hervorrufen 
wie Unternehmenszusammenschlüsse; sie sind häu- 
fig nur ein Ersatz dafür. Unter Berücksichtigung 
dieser Wirkungen und des Umstandes, daß nicht 
meldebedürftige Spezialisierungsvereinbarungen 
über lange Zeit hinweg praktiziert werden können, 
ohne zur Kenntnis der Kommission zu gelangen, er- 
scheint es nicht vertretbar, einen Marktanteil von 
lOVo zu überschreiten. Diese Schwelle ist je nach 
Produkt von unterschiedlicher Bedeutung. Es gibt 
eine Reihe von Märkten, insbesondere solche für 
homogene Güter, auf denen ein größerer Marktan- 
teil als 10 Vo bereits eine bedeutende Marktstellung 
ausmacht und einen erheblichen Einfluß auf das 
Marktgeschehen ausübt. Auch bei transportemp- 
findlichen Gütern können bei einem 10 Vo über- 
schreitenden Marktanteil durch räumliche Konzen- 
tration sehr starke Stellungen entstehen. 

Da der Erfolg einer Spezialisierung davon abhängen 
kann, daß jeder Partner ein vollständiges Sortiment 


anzubieten in der Lage ist, sind Spezialisierungs- 
vereinbarungen oft mit der Verpflichtung verbun- 
den, sich gegenseitig mit spezialisierten Erzeugnis- 
sen zu beliefern oder solche ausschließlich beim 
Partner zu beziehen. Es erscheint notwendig und 
wettbewerbspolitisch unbedenklich, auch Speziali- 
sierungsvereinbarungen, die solche Klauseln ent- 
halten, von der Anmeldebedürftigkeit auszunehmen. 
Dagegen kann die Verpflichtung zur ausschließ- 
lichen Belieferung der Partner mit spezialisierten 
Erzeugnissen zu schweren Wettbewerbstörungen 
führen, so daß Spezialisierungsvereinbarungen mit 
einer solchen Klausel meldebedürftig bleiben müs- 
sen. 

Auch die Übertragung des Alleinvertriebs würde 
die Spezialisierungsvereinbarung nicht anmelde- 
pflichtig machen, wenn die Voraussetzungen der 
Verordnung Nr. 67/67/EWG erfüllt sind. 


25) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 57 
vom 25. März 1967, S. 849 
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